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ENTSCH EIDU NGEN

Straße

Zum ADSp-Gerichtsstand und der Ver-
einbarung eines Gerichtsstands entspre-
chend den Gepflogenheiten zwischen
den Parteien im Rahmen einer langen
Geschäftsbeziehung

Art. 25 Abs. 1 lit. b Brussel la-VO;Ziff .30.3 ADSp 2017

1. zifl.30,3 ADSp 2017 begründet einen Gerichtsstand
für alle Beteiligten des Verkehrsvertrages und damit auch
für den auftraggebenden deutschen Spediteur gegen-
über dem ausländischen Frachtführer.

2. Die Einbeziehung der ADSp gegenüber einem im
europäischen Ausland geschäftsansässigen Frachtführer
muss dabei den Anforderungen des Art. 25 Abs. 1 Satz 3
EuGWO genügen. Das Schriftformerfordernis nach
Buchst. a) der Vorschrift kann ersetzt werden, wenn die
Vereinbarung eines Gerichtsstands den Gepflogenheiten
zwischen den Parteien im Rahmen einer längeren Ge-

schäftsbeziehung entspricht.

3. Um eine solche Übung kann es sich auch bei der Einbe-
ziehung von Musterbedingungen wie den ADSp handeln,
welche in branchenüblicher Weise verwendet werden.

4. Die Frage der wirksamen Einbeziehung der ADSp be-
stimmt sich dabei nach Art. 3 Abs. 5, Art. 1O Abs. 1 Rom
l-VO. Danach ist neben einer ausdrücklichen auch eine
stillschweigende Einbeziehung möglich. Von einer sol-
chen ist auszugehen, wenn der andere Vertragsteil im
Rahmen einer laufenden Geschäftsbeziehung die Einbe-
ziehung seitens des Verwenders erkennen konnte und
dem nicht widersprochen hat.

5. Letzteres gilt auch im Verhältnis zu einem ausländi-
schen Frachtführer oder Spediteur, welcher aus seiner
Branchenkenntnis wissen muss, dass die ADSp bran-
chenüblich sind. Dies gilt angesichts deren Verbreitungs-
grades auch noch heute.

6. Der Anspruchsübergang auf den klagenden Trans-
portversicherer ist im Rahmen der zuständigkeitsbe-
gründenden Tatsachen als sog. doppelrelevanfe Tatsa-
che lediglich schlüssig zu behaupten.

lleitsätze des Einsendersl

OLG Köln, Beschl. v. 03.09.2025 - 3 U 40/25

(vorgehend: LG Aachen, Zwischenurt. v.07.03.2025 -
42 O 54124)

l.

Die zulässige Berufung der Beklagten hat offensichtlich kei-
ne Aussicht auf Erfolg (S 522 Abs. 2 Satz 7 Nr. i ZPO). Es

ist nicht ersichtlich, dass die angefochtene Entscheidung auf
einer Rechtsverletzung beruht (S 546 ZPO) oder nach S 529
ZPO zugrunde zu legende Tatsachen eine andere Entschei-
dung re chtferdgen ($ 5 1 3 Abs. 1 ZPO) . Die Rechtssache hat
auch keine grundsätzliche Bedeutung (S 522 Abs. 2 Satz 7

Nr. 2 ZPO). Ebenso wenig ist eine Entscheidung des Senats

durch Urteil zur Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung
einer einheitlichen Rechtsprechung (S 522 Abs. 2 Satz 7

Nr. 3 ZPO) oder aus anderen Gründen eine mündliche Ver-
handlung geboten (S 522 Abs. 2 Satz 1Nr. 4 ZPO).

1. Die Berufung ist zulässig. Insbesondere ist die Überprü-
fung der inrernationalen Zuständigkeit durch das Beru-
fungsgericht durch S 513 Abs. 2 ZPO nicht ausgeschlossen
(st. Rspr., vgl. BGH, Urt. v. 28.i 1.2002 - III ZR 102102 -,
8G}J2153,82-93, Rn. 9;BGH, Urt. v. 19.04.2007 -IZR
90104 -, Rn. 14, juris;).

2. Entgegen der Ansicht der Beklagten ist die internationa-
le Zuständigkeit des angerufenen Landgerichts gegeben, sie

richtet sich nachZrff.30.3 ADSp 2017 i.Y.m. Art. 25 Abs. 1

Buchst. b) EuGWO.

Nach Ziff. 30.3 ADSp 2017 (i.m Folgenden: ADSp) ist Ge-

richtsstand ftir alle Rechtsstreitigkeiten, die aus dem Ver-

kehrsvertrag, seiner Anbahnung oder im Zusammenhang da-

mit entstehen, für alle Beteiligten, soweit sie Kaufleute sind,
enweder der Ort der Niederiassung des Auftraggebers oder
derjenigen Niederlassung des Spediteurs, an die der Auftrag
oder die Anfrage gerichtet ist. Auftraggeberin war vorliegend
die Firma L KG tansporte (im Folgenden: Firma L) mit Sitz

in G, mithin im Bezirk des Landgerichts Aachen.

a. Grundsätzlich setzt Art.25 Abs. i EuGWO voraus, dass

die Parteien eines Vertrages die Entscheidungszuständigkeit

eines Gerichts oder der Gerichte eines Mitgliedstaates verein-

bart haben, sich also auf einen Gerichtsstand geeinigt haben
(MnKoZPOlGom.uald, 6. 1utfl.2022, Brüssel Ia-YO tut.25
Rn. 14). Die Form der Vereinbarung richtet sich dabei aus-

schließlich nach Art. 25 Abs. 1 Satz 3 EuGWO, um den

\flillen der Vertragsparteien in Bezug auf die Gerichtsstands-

vereinbarung eindeutig bestimmen zu können (Rauscher/

Manhou,,s ki, Europäisches Zivilprozess- und Kollisionsrecht,

5.Aufl.2021, ful25 Brüssel Ia-VO, Rn. 123; MnKoZ-
POI Gonwald,6. Aufl. 2022, Brüssel Ia-VO Art. 25 Rn. 26 f .).

Eine schriftliche Gerichtsstandsvereinbarung i.S.d. Arr. 25

Abs. 1 Buchst. a) EuGWO haben die Vertragsparteien im
vorliegenden Fall, die Beklagte und die Firma L, unstreitig
nicht geschlossen. Nach Art.25 Abs. I Buchst. b) EuGWO
ist eine Gerichtsstandsvereinbarung auch dann formwirk-
sam, wenn sie den Gepflogenheiten entspricht, die zwi-
schen den Parteien entstanden sind. Dabei ist nicht zwin-
gend die Schriftform anzuwenden (so auch EuGH, Urt. v.

08.03.2018 - C-64117 -, Rn. 31 f., juris: ob in dem Verweis

auf AGB im Rahmen der Rechnungsstellung eine formwirk-
same Einigung i.S.d. Art.25 Abs. 1 Buchst. b) liege, müsse

das vorlegende Gericht prüfen). Gepflogenheiten sind alle

Verhalteniweisen innerhalb einer längeren Geschäftsver-

bindung bezüglich der Form des Vertragsschlusses' Die Ge-
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pflogenheiten setzen eine tatsächliche Übung voraus, die

auf einer Einigung der Vertragsparteien beruht, da sie die

Schriftform, nicht jedoch die Einigung ersetzen. Ob eine

entsprechend. Übr.,.tg zwischen den Parteien besteht, ist

unter Beachtung ailer Umstände zu entscheiden (MüKoZ-
POlGonuald,6. Aufl. 2022, Brissel Ia-VO Art. 25 Rn. 46;

Rauscher/Mankowshi, Europäisches Zivilprozess- und Kolli-
sionsrecht, 5. Aufl. 2021,, Art.25 Brüssel Ia-VO, Rn. 165).

Die Einigung ist zwar gesondert festzustellen, kann aber

auch - soweit eine Übung zwischen den Vertragsparteien

festzustellen ist - vermutet werden (Schlosser/Hess/Schlosser,

5.Aufl.2021, Brüssel Ia-VO Art.25 Rn.23). Maßgeblich

dafür ist die tatsächliche Entstehung einer Vertragspraxis,

die von einer grundsätzlichen Einigkeit der Parteien über die

Einbeziehung der in Rede stehenden Gerichtsstandsklausel

auf die in ihrer Geschäftsbeziehung zu schließenden Ge-

schäfte getragen war und in der diese Einigkeit in der Folge

mit einem hohen Maß an Beständigkeit über einen längeren

Zeir.raum hinweg ungeachtet der im Einzelfall zum tagen
gekommenen Form des Vertragsschlusses ihren Ausdruck ge-

funden hat (BGH, Urc. v.25.03.2015 - VIII ZR 125114 -,
Rn. 5 8, j uris; BGH, U rt. v. 25.02.2004 - \rIII ZR 1 19 I 03 -,
Rn. 1 1 , juris). Auf eine solche Vertragspraxis kann be i länger

dauernder Geschäftsbeziehung auch dann geschlossen wer-

den, wenn es sich - wie vorliegend - um Musterbedingungen
handelt, die in branchenüblicher \7eise verwendet werden
(MüKoZPO/ Gonwald,6. Aufl. 2022, Brüssel la-YO Art.25
Rn. 46; Schlosser/Hess/Schlosser, 5. l,l.tfl.2021, Brüssel Ia-VO
Art.25 Rn. 23, 24b; Nagel/Gottwald, Inrernationales Zivil-
prozessrecht, 9. Aufl. 2025, 5 3 Internationale Zuständigkeit

inZivil- und Handelssachen, Rn. 3-302).

b. Das Landgericht hat angenommen, dass in dem zwischen

der Firma L und der Beklagten geschlossenen Tlansporwer-

trag die ADSp einschließlich der Gerichtsstandsvereinbarung
wirksam einbezogen wurden. Diese Entscheidung ist nach

den dargestellten Maßstäben nicht zu beanstanden.

Bei den ADSp handelt es sich um Allgemeine Geschäfts-

bedingungen. Die Frage ihrer wirksamen Einbeziehung be-

stimmt sich gem. Art. 3 Abs. 5, Art. 10 Abs. 1 Rom I i.Vm.
21tr.30.1 ADSp nach deutschem Recht. Eine ausdrück-

liche Rechtswahl i.S.v. Art.3 Abs. I Sarz2 Rom I ist auch

durch eine Rechtswahlklausel in Allgemeinen Geschäftsbe-

dingungen möglich (Rauscher/uon Hein, Ewopäisches Zivil-
prozess- und Kollisionsrecht, 5. Aufl., 112023, Art. 3 EGV
59312008, Rn.40).

Entgegen der Ansicht der Berufung ist die Feststellung des

Landgerichts, die ADSp seien stiilschweigend in den Vertrag

einbezogen worden, nicht zu beanstanden. Die ADSp kön-

nen ausdrücklich oder stillschweigend in den Vertrag einbe-

zogen werden. Es genügt ein einseitiger, vom Vertragspartner

hingenommener Einbeziehungswille des Verwenders (OLG

Düsseldori Urt. v.04.10.2018 - I-l2U 46117 l= TianspR

2019,2141 -, Rn. 31, juris). Verwender ist hierbei meist der

Spediteur als Auftragnehmer, vgl. zitr.2.1 ADSpI genauso

kann jedoch der Auftraggeber als Verwender die ADSp in den

Vertrag einbringen (Koller, tansportrecht, 11. Ntfl. 2023,

ADSp 20 1 7 1 , Rn. 7). Hinweise, die erst nach Vertragsschluss

erfolgen, sind zwar für bereits abgeschlossene \&rträge ohne

Relevanz, können aber bei späteren Verträgen dazu führen,

dass die ADSp eingreifen. Die Einbeziehung der ADSp in
künftige Verträge seüt dabei voraus, dass der Auftraggeber im
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Rahmen laufender Geschäftsbeziehungen bisher stets darauf

hingewiesen hat, dass Verträge auf Grundlage der ADSp zu-

,t"ä. ko--en, ohne d"ss .t einer unaufgeforderten Über-

sendung des Textes der ADSp bedarf (Rauscber/uon Hein,

Europdisches Zivilp rozess- und Kollisionsrecht, 5. Lieferung,

112023, Art. 3 EGV 59312008, Rn.42; OLG Düsseldorf,

Urt. v. 04.10.2018 - I-12 U 46117 -, Rn. 31' juris).1Venn im
Einzelfall angenommen werden kann, dass der Verwender die

ADSp in den Vertrag einbeziehen wollte und der andere Teil

dies erkennen konnte, der Einbeziehung der ADSp aber nicht

widerspricht, ist davon auszugehen, dass er mit der Einbezie-

hung einverstanden ist (Ko I le r, Transportrech r, | 1' Auß'. 2023,

ADSp 2017 1 Rn. 8). Ist im Rahmen einer länger laufenden

und nicht nur sporadischen Geschäftsverbindung bislang stets

oder meist auf die ADSp hingewiesen worden, so gelten sie

demnach bei unveränderten Umständen als stillschweigend

vereinbart, falls der Auftraggeber nicht deudich widersprochen

hat (OLG Düsseldore Urt. v.04.10.2018 -I-12U 46117

[= TianspR 2019,214) -, Rn. 31, juris; OLG Celle, Urt' v.

13.06.2019 - 11 U 6119 -, Rn. 110, juris; Koller, tansport-
recht, 11. Al;fl,.2023,ADSp 2017 1 Rn. 13).

Nach diesen Maßstäben ist die Entscheidung des Landge-

richts, die ADSp seien wirksam in den zwischen der L und

der Beklagten telefonisch abgeschlossenen Vertrag einbe-

zogen worden, nicht zu beanstanden. Das Landgericht hat

hierzu ausgeführt, dass die Beklagte und die Firma L seit vie-

len Jahren in Geschäftsbeziehungen zueinanderstehen, wobei

die Beklagte für die Firma L innerfranzösische und interna-

tionale Tlansporte durchführt. Das diesbezügliche Bestreiten

der Beklagten in der Berufungsschrift ist unerheblich. Denn

bei den Feststellungen handelt sich um aus dem Urteilstatbe-

stand ersichdiches, unstreitiges Parteivorbringen i.S.d. S 529

Abs. 1 Nr. l ZPO. Diese vom Gericht des ersten Rechtszugs

festgestellte Tatsache erbringt nach S 374 Satz 1 ZPo Beweis

für das mündliche Parteivorbringen in der Berufungsinstanz.

Dieser Beweis kann nur durch das Sitzungsprotokoll, nicht
jedoch durch den Inhalt der Schriftsätze entkräftet werden,

vgl. S 314 Sarz2 ZPO. Selbst bei einem'Widerspruch zwi-

schen ausdrücklichen tatbestandlichen Feststellungen und in
Bezug genommenem Inhalt der vorbereitenden Schriftsätze

geht der Urteilstatbestand vor. Eine erwaige Unrichtigkeit
derartiger tatbestandlicher Darstellungen im Urteil kann nur

im Berichtigungsverfahren nach S 320 zPo behoben wer-

den. Ist in \Tahrheit streitiges Vorbringen als unstreitig dar-

gestellt, muss eine Tatbestandsberichtigung beantragt wer-

den (BGH, Urt. v. 08.01.2007 -IIZR334104 -, Rn. 1i,
jrris; Zöller/Hefler, Zivrlprozessordnung, 35 ' Aufr'. 2024'

S 529 ZPo, Rn. 6).

tVeiter hat die Klägerin unbestritten vorgetragen' dass die

regelmäßig von der Firma L verwendeten Tiansportaufträ-
ge den Hinweis auf die ADSp - mangels entgegenstehen-

der Anhaltpunkte in der jeweils im Zeitpunkt des Vertrags-

schlusses geltenden Fassung - enthalten. Dass die Beklagte

der Geltung der ADSp widersprochen hätte, ist nicht vor-

getragen. Der Einbeziehung steht nicht entgegen, dass die

Beklagte ihren Sitz nicht in Deutschland, sondern in Frank-

reich hat. Auch im grenzüberschreitenden Geschäftsverkehr

kommt die (stillschweigende) Einbeziehung der ADSp in
Betracht, insbesondere gegenüber ausländischen Speditionen

und Tiansportunternehmen wie der Beklagten' die aus ihrer
Branchenkenntnis heraus wissen müssen, dass die ADSp in
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Deutschland branchenüblich sind (vgl. OLG Düsseldorf,

Urt. v. 04. 1 0. 201 8 - l-12 ll 46 I 17 l= TranspR 2019, 21 4) -,
Rn. 32, juris). Die ADSp sind nach wie vor so weit verbrei-

tet, dass von ihrer Branchenüblichkeit auszugehen ist (Stau-

dinger/Hausmann (2021) ROM I Art. 10, Rn.87a; Reith'

main/Martin/Manhouski, Internationales Vertragsrecht,

S 31 Speditionsverträge, Rn' 31.8)' Entscheidend ist hier

aber, däss die Beklagte aufgrund des ständigen Hinweises auf

die ADSp im Rahmen der bereits länger andauernden wech-

selseitigen Geschäftsbeziehung mit deren Einbeziehung rech-

nen musste. In einem solchen Fall ist das ausländische Tians-

portunternehmen grundsätzlich wie eine deutsche Vertrags-

partei zu behandeln (Koller, tansportrechl lI. Auß.2023,

AOSp zotZ 1 Rn. 13; Suudinger/HausmAnn (2021) ROM

I Art. 10, Rn. 86, 87a).

Sofern die Beklagte sich dagegen wendet, das Landgericht

habe seiner Entscheidung zugrunde gelegt, dass die Beklagte

angeblich ,laufend Geschäfte in Deutschland tätige,,, kann

diesem Einwand nicht gefolgt werden. Entsprechende Aus-

führungen sind dem Urteil nicht zu entnehmen. Das Land-

gerichtitützt seine Entscheidung vielmehr ausschließlich auf

äen - im unstreitigen Sachverhalt dargelegten - Umstand,

dass die Beklagte seit Jahren in geschäftlichem Kontakt zur

Firma L steht, sie innerfranzösische und international Tians-

porte für diese durchführt und ihr bekannt war, dass es sich

um ein Tiansportunternehmen mit Sitz in Deutschland han-

delt. Ob die Beklagte darüber hinaus ,laufend Geschäfte in

Deutschlandn tätigt, findet weder Erwähnung noch beruht

das Urteil hierauf.

Soweit die Beklagte einwendet, der Satz ,\(/ir arbeiten aus-

schließlich aufgrund der allgemeinen Deutschen Spediteurs-

bedingungen (ADSp)" sei weder verständlich, noch sei er

inhaltiich geeignet, eine wirksame Einbeziehung der ADSp

zu begrünJen, weil die Beklagte vorliegend als Aufiragebe'

rin auftrete, kann dem nicht gefolgt werden. Diesem Satz

ist nicht zu entnehmen, dass die ADSp ausschließlich dann

Geltung finden sollen, wenn die Beklagte als Aufiragnehme-

rin arbeiret, weil nur die Auftragnehmerin uarbeiten. Zum

einen ist das Verb ,arbeitenu offen und bezieht sich seinem

\Tortlaur her nicht ausschließlich auf die Tlansportpflich-

ten i.e.S. Zum anderen widerspräche eine solche einseitige,

enge Auslegung den Regelungen der ADSp, welche Rechte

r:nä Pfli.h,..t für beide Vertragsparteien außtellen, so bspw.

unter 2iff.3. die Pflichten des Auftraggebers bei Auftrags-

erteilung und Informationspflichten sowie unter Zitr.4 die

Rechte und Pflichten des Spediteurs' Vor diesem Hinter-

grund ist ,arbeitenu als Erfüllung von Pflichten innerhalb des

Vertragsverhältnisses zu sehen; solche Pflichten bestehen für

beide Vertragsparteien. Die Inbezugnahme auf die Auftrags-

bestätigung lässt deshalb ihrem'üTortlaut nach gerade nicht

erkenn.n, ob ai. Beklagte bei der Verwendung als Auftrag-

geberin oder als Spediteurin tätig wird; vielmehr werden die

ADSp in jedem Fall einbezogen.

c. Die Gerichtsstandsvereinbarung des Ziff.30.3 ADSp ist

zudem formwirksam nach Art.25 Abs. I Buchst. b) EuG-

WO einbezogen, weil die Einbeziehung den Gepflogenhei-

ten entspricht, die zwischen der Beklagten und der Firma

L bestanden. Die Parteien des streitgegenständlichen Tians-

porwertrags - die Beklagte und die Firma L - standen in

ier Vergangenheit über einen längeren Zeitraum hinweg in

geschäftlicher Beziehung' in diesem Rahmen wurden sowohl

innerfranzösische als auch internationale Ti'ansporte abgewi-

ckelt, wobei bei den jeweiligen Aufträgen das Bestätigungs-

schreiben der Firma L mit dem Hinweis auf die Geltung der

ADSp verwendet wurde. Die Klägerin hat insoweit unstreitig

,rorg.,r"g.n, die Firma L habe - über ihre deutsche Gesell-

sch"ft - Lind..,.rl, seit 201 5 Aufträge an die Beklagte erteilt

und dabei in ihren Aufträgen auf die ADSp, bei denen es

sich wie dargelegt um branchenübliche Vertragsbedingungen

handelt, hingewiesen. Die Parteien haben sich so im Rah-

men ihrer länger andauernden Vertragsbeziehungen auf die

Geltung der ÄOSp einschließlich der Gerichtsstandsklausel

geeinigi. Auch wenn diese Einigung im konkreten Fall nicht

schriftiich erfolgte, so erfolgte sie doch aufgrund der tatsäch-

lichen Übung, der regelmäßigen Verhaltensweisen und da-

mit im Ergebnis aufgrund der zwischen den Vertragsparteien

entstandenen Gepf ogenheiten.

Soweit sich die Beklagte auf Urteile des EuGH v. I B. 1 1 .2020

(C-519119 [= TianspR 2021, 179), Rn.41' juris) sowie

07.02.2013 (C-543110,Rn. 27 f-,juris) beruft und meint, die

Einigung müsse ausdrücklich festgestellt werden, i.st die dor-

tige fugumentation nicht auf den vorliegenden Fall übertrag-

bar. Der EuGH hatte in diesen Fällen darüber zu entscheiden,

ob die Gerichtsstandsklausel des jeweiligen Ausgangsverfah-

rens nicht einer Partei des Vertrags, der diese Klausel enthielt,

sondern einem Dritten entgegengehalten werden konnte.

d. Soweit die Beklagte darauf verweist, zwischen ihr und

der K-lägerin (als Versicherer der Firma L) bestehe keine Ge-

richtsstandvereinbarung und das Landgericht habe im Rah-

men der Zuständigkeitsprüfung unzulässiger \7eise ohne Be-

weisaufnahme darauf abgestellt, dass Ansprüche der Firma L

auf die Kägerin übergegangen seien, verhilft auch dies der

Berufung nicht zum Erfolg.

Beweisbelastet für die zuständigkeitsbegründenden Tat-

sachen ist derjenige, der sich darauf beruft, dass ein be-

stimmter Gerichtsstand gegeben sei, hier also die Klägerin'

Bei doppelrelevanten Tatsachen, die Bedeutung sowohl für

die intirnationale Zuständigkeit als auch für Fragen der Be-

gründetheit haben, sind diese im Rahmen der Zuständig-

keitsprüfung vom Kläger nur schlüssig zu behaupten. Der

Klager ist dann für die Zuständigkeitsfrage nicht zum volien

Beweis verpflichtet, selbst wenn der Beklagte das Vorliegen

dieser ttsache bestreitet (Rauscher/Manhowski, Europäi-

sches Zivilprozess- und Kollisionsrecht, 5. Aufl. 2021,Yor-
bemerkungen zu Art.4 EuGWO, Rn.7, l2)'Nach stän-

diger höchstrichterlicher Rechtsprechung (vgl. BGH, Urt'
v. 26.04.2022 - VI ZR 435120 -, juris Rn. 12 m.w.N.) ist

Sachvortrag schlüssig und als Prozessstoff erheblich, wenn

die Partei Tatsachen vorträgt, die in Verbindung mit einem

Rechtssatz geeignet sind, das geltend gemachte Recht als in
ihrer Person entstanden erscheinen zu lassen. Das Gericht

muss anhand des Parteivortrags beur teilen können, ob die

gesetzlichen Voraussetzungen für das Bestehen des geltend

[.r.r"cht..t Rechts vorliegen. Nach dieser Maßgabe hat die

Klägerin einen Sachverhalt zur Begründung der internatio-
nalen Zuständigkeit schlüssig vorgetragen. Sie hat dargelegt,

Verkehrshaftungsversicherer der Firma L zu sein :und Zah-

lungen ftiLr diese geleistet zu haben, so dass ein gesetzlicher

Foräerungsübergang i.S.d. S 86 Abs. 1 WG stattgefunden

habe. Hierzu legt sie einen Versicherungsschein sowie Zah-
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lungsbelege vor. Zudem habe die Firma L ihr envaige An-

rprfi.ft. gig.^ di. Beklagte abgetreten' Dieser,Vortrag w11de

ul., d., "eJkl"gr..t bestr]tt.n und erfordert deshalb Aufldä-

,,.rtg i- R"hÄett der Begründetheirsprüfung' bietet jedoch

hinäichend substantiieriAnknüpfungspunkte für die Prü-

fung der internationalen Zuständigkeit in Bezug auf eine et-

*"i[ d.r Klägerin gegen die Beklagte - aus übergegangenem

Recht - zustehende Forderung.

e. Da die die Entscheidung tragenden Rechtsfragen des

Arr.25 Abs. 1 EuGWO gttithtttttt Auslegungsergebnis-

sen folgen, besteht tür den Senat kein Anlass' gem' Arr' 267

AElfV"eine Vorabentscheidung des Gerichtshofs der Euro-

päischen Union herbeizuführen'

lager in anderen Mitgliedstaaten, die zwar mit einem

foimat ordnungsgemäßen e-VD aber ohne ausreichende

Sicherheitsleistung erfolgen, führen mit der Entfernung

aus dem Steuerlager im Steuergebiet gem' 5 8 Abs' 1

Satz 1 EnergieStG zu einer Entnahme in den steuerrecht-

lich freien Verkehr und damit zum Entstehen der Steuer-

lleitsätze der Redaktionl

FG Sachsen-Anhalt, urt. v. 27 .11.2024 - 3 KA24l20

Tatbestand

Streitig ist die Entstehung von Energiesteuer'

Die Klägerin ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung

(GmbH) mit Sitz inZ, eingetrasen im Handelsregister'

Der Beklagte hatte der Klägerin ausweislich einer ab dem

04.03.2016 geltenden geänderten Eriaubnis zur Lagerung von

Energieerzeugnissen unter Steueraussetzung vom I 0'03'20 1 6'

bericfrtigt duich Bescheid vom 07 '04'2016,ab dem 01'08'2008

b;zvv. Z6.2.ZO 12 laurt Berichtigung vom 07'04'.201 6) die Er-

laubnis zur Lagerung,ron E.t.rgietizeugnissen det Verbrauch-

steuer-Produkäod.. E 300, E 420, E 430, E 440' E 470' E

490, E 9 l}und E 930 [nach Anhang II gem' Art' 2 der Verord-

nung (EG) Nr. 68412009 der Kommission vom 24'07 '2009

,u, b,r.chfuhrung der Richdinie 2008/118/EG des Rates in

Bezug auf die ED'V-gestützten Verfahren ftir die Beforderung

,rJrä.,.h*.t erpfl iclitiger tü/aren unter Steueraussetzung' ABI'

L 197 vom 29.07 .2009, S. 24 bis 641, unter Steuerausseuung

in der LagerstätteZ erteilt'

Unter der Voraussetzung, dass im jeweiligen Einzelfall kei-

ne Anzeichen für Unregilmäßigkeiten erkennbar sind' hatte

J.. B.kl"gr. l-rnt., \7ä..rußvorbehalt zugelassen' dass als

Zug".tgr.,i"ngen die in den Versandpapieren angegebenen

M;g; (Avil-Mengen) angeschrieben w5rd1n. für 
Energie-

.rr.,-ig.tirr., die nich"t von den Produktcodes E 410 bis E 460

,rmf"ist -.rd.n und für Energieerzeugnisse der Produktcodes

E 410 bis E 460 in Straßeniankwagen oder Eisenbahnkes-

selwagen (Zitrer 3.4 der Erlaubnis'Avis-Mengen-Anschrei-

br,ngi;. Eine Aufnahme durch Inbesitznahme (S 33 Abs' 5

E.,.igi.r,.,t.rverordnung - EnergieStV -) hane der Beklagte

nicht"genehm igt (Ziffet 3.3 der Erlaubnis) '

Ztr Beförderung von Energieerzeugnissen unter Steueraus-

setzung in oder" über Mitgliedstaaten'sowie Ausfuhr von

Err.rgiL.rr.,rgnissen über andere Mitgliedstaaten (Z|trer 4'

d., drla,rbnis) war ztrt Ziffer 4.I, nach der die Beförderung

von Energieerzeugnissen in oder über andere Mitgliedstaa-

te.r so*i." Ausfuf,r von Energieerzeugnissen über andere

Mitgliedstaaten nur zulässig ist' wenn der. Versender eine

ir, 
"'ll..t 

Mitgliedstaaten gt-ilii ge S icherheit-in aus reichende r

Hoh. hl.tterLgt hat, 
".tgäkreuzt, 'Gemäß 

Ihrem Antrag be-

absichtigen Sie, die dort genannten Enclgie5rlugnisse unter

St.l-r.r",irr.tr.rng in odeiüber andere Mitgliedstaaten zu be-

fürdern bzw. üb"er andere Mitgliedstaaten auszuführen' Für

die Beförderung unter Steueralssetzung ist in diesen Fällen

Sicherheit ,.l i.i"st.nn. Mit Geltung ab dem 04'03'2016 wur'

a. Ji. n g.t,rng zur Sicherheitsleistung auf Antrag der Klä-

gerin dahingehlnd geändert, dass der Beklagte der Kläge':rn

i".h S 11 Ais. 2 Saiz 2 Energiesteuergesetz (EnergieStG) für

die BeFord.erung von Energieerzeugnissen unter Steueraus-

Transptl 6' 2A25

1

ll.

Die Beklagte erhält Gelegenheit, zu diesem Hinweis binnen

genannter Frist Stellung zu nehmen' [" ']

Einsender: RA Frank Geissler, Hamburg

Lager

Beförderu ngen von verbrauchsteuer-
pflichtigen Waren aus einem Steuerlager
ohne ausreichende Sicherheitsleistung

55 4, B, 9d EnergieStG

1. Die Vorschrift des $ 9d EnergieStG setzt Art' 21 Abs' 1

Systemrichtlinie, und die Vorschrift des 5 11 EnergieStG

,ätrt ntt. 17, 1a und 2o Systemrichtlinie in nationales

Recht um.

2. Mit der in Art. 21 Abs. 2 Systemrichtlinie bezeichne-

ten Entscheidung Nr. "l152l2OO3lEG haben das Euro-

päische Parlament und der Rat die bisher verwendeten

begleitdokumente durch ein papierloses elektronisches

Veifahren (Exise Movement and Control System - EMCS)

ersetzt. Struktur und lnhalt des elektronischen Verwal-

tungsdokuments i'S.d' Att-21 Abs' 1 Systemrichtlinie

(e-vb) sina in der Verordnung (EG) 684/2009 geregelt'

die unmittelbar geltendes Recht schafft und daher kei-

ner Umsetzung bedurfte. Bei der Verwendung des e-VD

handelt es sich um eine materielle Voraussetzung des

Steueraussetzungsverfahrens, deren Nichterfüllung zur

Entnahme der Ware in den steuerrechtlich freien Ver-

kehr führt.

3. Beförderungen von verbrauchsteuerpflichtigen Ener-

gieerzeugnissen i.S.d. $ 4 EnergieStG aus einem Steuer-

iager im- Steuergebiet in Steuerlager in anderen Mit-

glLdstaaten kann nur dann als unter Steueraussetzung

äurchgeführt gelten, wenn sie mit einem formal bean-

standüngsfreien e-VD nach Art. 21 Systemrichtlinie er-

folgen und durch eine Sicherheit nach Art' 18 System-

richtlinie abgedeckt sind.

4. Beförderungen von verbrauchsteuerpflichtigen Wa-

ren aus einem Steuerlager im Steuergebiet in Steuer-
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